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Spruch 

D4 259055-0/2008/9E 
 

IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. SCHERZ als Vorsitzende und die Richterin Mag. STARK als 
Beisitzerin über die Beschwerde der XXXX, StA. Kirgisistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 
03.03.2005, FZ. 04 22.971-BAL, nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 16.06.2011 zu Recht 
erkannt: 
 

Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gem. § 7 AsylG i. d. F. BGBl. I Nr. 101/2003 Asyl gewährt. 
 

Gem. § 12 i. d. F. BGBl. I Nr. 101/2003 wird festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die 
Flüchtlingseigenschaft zukommt. 

Text 

Entscheidungsgründe: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

Die Beschwerdeführerin führt den im Spruch genannten Namen, ist Staatsangehörige von Kirgisistan, war im 
Heimatstaat zuletzt in XXXX wohnhaft und gelangte nach der Ausreise aus dem Herkunftsstaat über Tschechien 
zusammen mit ihrem Ehemann und ihren Kindern am 10.11.2004 illegal in das österreichische Bundesgebiet, wo 
sie am 11.11.2004 einen Asylantrag stellte. 
 

Dazu gab die Beschwerdeführerin bei der niederschriftlichen Einvernahme vor der Erstaufnahmestelle Thalham 
am 13.11.2004 im Beisein eines Dolmetschers der russischen Sprache im Wesentlichen an, dass ihre Angaben 
auch für ihre Kinder gelten würden. Sie sei nach ihrer Ausreise aus dem Herkunftsstaat zusammen mit ihren 
Kindern XXXX und XXXX im August 2003 in die Tschechische Republik gelangt, wo sie einen Asylantrag 
gestellt hatte, dieser wurde jedoch abgewiesen. 
 

Ihren Herkunftsstaat habe sie deshalb verlassen, weil sie und ihre Familie aufgrund ihrer religiösen Überzeugung 
Verfolgungen durch die kirgisischen Behörden ausgesetzt sei. Seit sie Dienerin der Kirche Jesus Christus 
geworden sei, habe sie Veranstaltungen organisiert und sei ihre Familie von den staatlichen Behörden und der 
Spezialabteilung von Kirgisistan deshalb unter psychischen und physischen Druck gesetzt worden. 
 

Um die Familie der Beschwerdeführerin einzuschüchtern, hätten die staatlichen Organe provokative Übergriffe 
durchgeführt, durch die ihre Gesundheit und ihr Leben gefährdet worden sei. Ihre christlichen Gefühle seien 
verletzt worden und man habe sogar versucht, die Beschwerdeführerin zu vergewaltigen. 
 

Die Beschwerden der Familie der Beschwerdeführerin darüber, dass sie vor diesen Übergriffen nicht beschützt 
werden würden, seien bei den staatlichen Organen ohne Beachtung geblieben. Die Kirche von Jesus Christus, 
der die Beschwerdeführerin angehöre, sei von staatlichen Organen mit einer verbotenen, religiösen Organisation 
Hisb-ut Tahrir verglichen worden und hätten die staatlichen Behörden versucht, diese Kirche zu vernichten. 
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Deshalb würden Führungskräfte und Aktivisten verfolgt und Zusammentreffen verboten oder sogar 
auseinandergejagt werden. 
 

Obwohl sie niemanden erzählt hätten, dass sie sich die Familie der Beschwerdeführerin bei ihrer Großmutter 
versteckt gehalten hätte, seien die Antworten auf ihre Schreiben und die Vorladung für ihren Mann an die 
Adresse der Großmutter geschickt worden. Dies beweise, dass sie beobachtet worden seien. 
 

Sie vermute, dass die Vorfälle, bei dem ihr Mann zusammengeschlagen worden sei und bei dem man versucht 
habe, die Beschwerdeführerin zu vergewaltigen, unter der Regie von staatlichen Behörden durchgeführt worden 
seien. 
 

Aufgrund der in Vorlage gebrachten Dokumente würde sich ergeben, dass im Herkunftsstaat Gesetzlosigkeit 
herrsche und der Staat der Familie der Beschwerdeführerin keinerlei Schutz gewähren könne. 
 

Die Beschwerdeführerin brachte ihren Taufschein vom 05.11.1999 sowie eine Bestätigung, dass ihr Ehegatte 
einen Brief per Einschreiben an die Administration des Präsidenten der Republik Kirgisistan übermittelt hatte, in 
Vorlage. 
 

Ihre Kinder seien auch Mitglieder der Kirche Jesus Christus, jedoch bisher nicht getauft. Ihre Kinder hätten 
mehrmals die Schule wechseln müssen, da sie von Mitschülern zusammengeschlagen worden seien. Ihr ältester 
Sohn XXXX könne bezeugen, dass sie mit einem Messer bedroht worden sei und dass versucht worden sei, sie 
zu vergewaltigen. 
 

Bei der weiteren niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt Linz am 18.02.2005 legte die 
Beschwerdeführerin eine Bestätigung vor, dass sie Gemeindemitglied der Kirche sei, des Weiteren wurden 
UNHCR-Internetausdrucke vom 03.03.2004 sowie Fotos ihres Sohnes über seine Teilnahme an 
Missionierungsaktionen in Waisenhäusern vorgelegt. Im Beisein eines Dolmetschers der Sprache Russisch 
führte sie zusammengefasst aus, dass auch der Pastor der Familie zusammen mit Subpastoren Kirgisistan 
verlassen habe und nach Amerika gereist sei. Aufgrund eines Briefes ihrer Mutter, den sie der 
Beschwerdeführerin nach Tschechien weitergeleitet habe, würde man in Kirgisistan nach ihnen suchen. 
 

Sie legte dar, dass sie im Herkunftsstaat aufgrund ihrer koreanischen Volksgruppenzugehörigkeit lediglich unter 
geringen Problemen zu leiden hatte und die Verfolgungshandlungen aufgrund ihrer Religionszugehörigkeit 
erfolgt seien. 
 

Bei einer Rückkehr würde der Ehemann der Beschwerdeführerin eingesperrt werden, die Beschwerdeführerin 
selbst würde von den kirgisischen Behörden unter Druck gesetzt werden und vermutlich würden sie umgebracht 
werden. Die Personen hätten nach dem Vergewaltigungsversuch gedroht, sie würden wiederkommen und sie 
umbringen. Bereits am folgenden Tag, hätten sie Anzeige bei der Polizei erstattet. Der Bezirksinspektor habe 
ihnen erklärt, er würde der Sache nachgehen und das aufgrund des Vorfalles zerschlagene Fenster in der 
Wohnung der Beschwerdeführerin begutachten. Nachdem die Beschwerdeführerin erneut nachgefragt habe, 
wann der Inspektor den Tatort aufsuchen werde, habe er die bereits erstattete Anzeige bestritten. Als sie deshalb 
erneut eine Anzeige über den Vorfall erstatten hätte wollen, hätte man sich über sie lustig gemacht. Ihr Ehemann 
habe sich mit dem Anwalt der Kirche beraten und daraufhin habe er eine Eingabe an die 
Generalstaatsanwaltschaft verfasst. 
 

Sie hätten auch einen Brief an den Präsidenten des Herkunftsstaates geschickt, in dem sie dargelegt hätten, dass 
Journalisten Inhalte der Predigten ihrer Kirche falsch wiedergeben würden. Im Brief hätten sie die Regierung 
ersucht, sich darum zu kümmern, dass Muslime Personen wie ihren Gatten boykottieren, der als Moslem zum 
Christentum übergetreten sei und ihre Probleme von den Behörden nicht ernst genommen würden. 
 

Mit Bescheid des Bundesasylamtes, Außenstelle Linz, vom 03.03.2005 wurde der Asylantrag der 
Beschwerdeführerin vom 11.11.2004 gemäß § 7 Asylgesetz 1997 abgewiesen, die Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung nach Kirgisistan gemäß § 8 Abs. 1 Asylgesetz 1997 für zulässig erklärt und 
die Beschwerdeführerin gemäß § 8 Abs. 2 Asylgesetz 1997 aus dem österreichischen Bundesgebiet ausgewiesen. 
 

Nach Wiedergabe der Einvernahmen durch das Bundesasylamt und des weiteren Verfahrensganges wurde 
begründend ausgeführt, dass keinem Angehörigen der Beschwerdeführerin Asyl bzw. subsidiärer Schutz gewährt 
worden sei und auch keine asylrelevante Verfolgung der Beschwerdeführerin bei einer Rückkehr nach 
Kirgisistan bestehe. Insbesondere könne nicht festgestellt werden, dass die Angehörigen der "Jesus Christus 
Kirche" in Kirgisistan generell einer Gruppenverfolgung ausgesetzt wären oder dass der Staat nicht willens oder 
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fähig sei, gegen die Hisb-ut Tahrir vorzugehen, falls diese ihren illegalen Aktivitäten nachgehen sollten. Zudem 
bestehe kein Ausweisungshindernis und könne nicht festgestellt werden, dass die Beschwerdeführerin unter einer 
Erkrankung leide, die ein Hindernis im Sinne des § 57 FrG darstellen würde. Die Identität und Nationalität der 
Beschwerdeführerin und ihrer Familienangehörigen stehe auf Grund der vorgelegten unbedenklichen 
Personenstandsurkunden fest. Ferner wurden Länderfeststellungen getroffen. 
 

Beweiswürdigend führte das Bundesasylamt aus, dass dem Vorbringen der Beschwerdeführerin kein Glaube 
geschenkt werde, weil es hinsichtlich staatlicher Verfolgung der "Jesus Christus Kirche" nicht mit den 
Länderfeststellungen des Bundesasylamtes in Einklang zu bringen sei. Aus dem Vorbringen sei nicht zu 
entnehmen, dass die "Jesus-Christus Kirche", deren Gemeindemitglied sie sei, in Kirgisistan einer 
Gruppenverfolgung unterliege. Sogar das vom Ehegatten der Beschwerdeführerin vorgelegte Schreiben vom 
Generalstaatsanwalt bestätige diesen Umstand. Hinsichtlich der behaupteten Verfolgung durch unbekannte Hisb-
ut Tahrir Anhänger werde ausgeführt, dass der Wirkungsbereich dieser Kriminellen ein regional begrenzter sei 
und nichts darauf hindeute, dass die Behörden des kirgisischen Staates nicht willens und fähig seien, gegen diese 
Personen und deren illegale Aktivitäten entschieden vorzugehen. 
 

Es hätte eine individuelle Verfolgung oder wohlbegründete Furcht vor einer Verfolgung weder nachgewiesen 
noch glaubhaft gemacht werden können. Da auch sonst nichts zu erkennen gewesen sei, was auf eine 
Verfolgungsgefahr im gegenständlichen Fall hindeute, sei der Asylantrag wegen Fehlens der 
Flüchtlingseigenschaft abzuweisen gewesen. Auch in Anbetracht ihres Gesundheitszustandes hätten keine 
Gründe für ein Refoulementverbot festgestellt werden können. Mangels Eingriffs in Art. 8 EMRK sei die 
Ausweisung auszusprechen gewesen. 
 

In der dagegen erhobenen Berufung, die nunmehr als Beschwerde vor dem Asylgerichtshof zu behandelt ist, 
wurde im Wesentlichen auf die folgenden Berufungsergänzungen verwiesen. 
 

In der Berufungsergänzung vom 22.03.2005 wurde zusammengefasst ausgeführt, dass sich die 
Beschwerdeführerin in allen wesentlichen Teilen der Berufungsergänzung ihres Ehegatten anschließe. Sie sei ein 
sehr aktives Mitglied der Kirche, verantwortlich für die Organisation der Evangelisierungstreffen und auch 
Leiterin einer Hauptgruppe. Die Mitglieder ihrer Gemeinde seien von den Behörden unter Druck gesetzt worden, 
indem sie beispielsweise versucht hätten ihre Kirche aufgrund falscher Angaben zu schließen. Außerdem würde 
man im Herkunftsstaat versuchen, ihren Ehegatten aufgrund verfälschter Angaben für seinen Übertritt zum 
Christentum zu bestrafen, indem man ihn unter menschenunwürdigen Bedingungen inhaftieren wolle. Die 
Generalstaatsanwaltschaft würde lediglich leere Versprechungen tätigen und würde der Staat versuchen, indem 
er die Verfolgung ihrer Person auf die Hisb-ut Tahrir schiebe, diesen Umstand zu vertuschen. 
 

Am 22.02.2008 langte beim Unabhängigen Bundesasylsenat eine Stellungnahme ein, in der die bisherigen 
Ausführungen des Ehegatten der Beschwerdeführerin zusammengefasst wiederholt wurden. Zudem wurde 
ausgeführt, dass der Ehegatte der Beschwerdeführerin zwischenzeitig in Österreich getauft worden sei und er 
Mitglied der örtlichen Christengemeinde "Immanuel" mit Hauptsitz in Hamburg sei. Diesbezüglich wurde die 
Bestätigung der Taufe ihres Ehegatten am 30.01.2007 übermittelt. Weiters wurde ein Bericht über das Verbot 
der Konversion "(Abfall vom Islam)" der Internationalen Gesellschaft für Menschenrechte aus 2004 vorgelegt. 
Die Verfolgungslage der Beschwerdeführerin sei identisch, da sie ebenfalls "aktive Dienerin der Kirche" sei und 
beobachtet sowie zusammengeschlagen worden sei. 
 

In der Berufungsergänzung in russischer Sprache vom 03.08.2009 wurde zusammengefasst ausgeführt, dass sich 
die Situation, die die Familie vor mehr als sechs Jahren in Kirgisistan erlebt habe, nicht verbessert, sondern 
vielmehr verschlechtert habe. Die Unterdrückung und Verfolgung von Christen werde von internationalen 
Organisationen bestätigt. Am 12.01.2009 habe der Präsident von Kirgisistan das Gesetz "Über die 
Glaubensfreiheit und religiöse Organisationen" unterschrieben. Die Bestimmungen dieses am 16.01.2009 in 
Kraft getretenen Gesetzes würden die religiösen Gefühle und bürgerlichen Rechte der Familie der 
Beschwerdeführerin benachteiligen. Unter Verweis auf diverse übermittelte aktuelle Berichte über die Situation 
in Kirgisistan wurde ausgeführt, dass die Staatsbeamten von Kirgisistan verlangen würde, dass man keine 
missionarische Tätigkeit ausübe und würde den Christen angeraten, dass sie dem traditionellen Glauben 
nachgehen. 
 

In einer weiteren Berufungsergänzung vom 01.07.2010, die von der Beschwerdeführerin für die gesamt Familie 
verfasst und dem Asylgerichtshof am 07.07.2010 übermittelt wurde, wurden erneut aktuelle Berichte über die 
Lage in Kirgisistan in Vorlage gebracht. Zusammengefasst wurde ausgeführt, dass sich Kirgisistan aufgrund des 
Umsturzes am Rande einer humanitären Katastrophe befinde und sich die Situation seit ihrer Ausreise 
verschlechtert habe. Sie verwies darauf, dass sie die aktuellen Unruhen in Angst versetzen würden, da sie und 
ihre Mutter in Kirgisistan vor sieben Jahren bereits deshalb überfallen und zusammengeschlagen worden seien, 
weil sie keine Kirgisen seien. Sie wolle verhindern, dass ihre Kinder aufgrund der nationalen Probleme und 
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wegen ihres christlichen Glaubens im Herkunftsstaat verfolgt werden würden. Die Verschlechterung der 
Situation in Kirgisistan werde auch von internationalen Organisationen, vom Präsidenten der USA, von 
Russland, Usbekistan und vom Staatlichen Dienst der nationalen Sicherheit in Kirgisistan bestätigt. 
 

Vom Asylgerichtshof wurde für den 16.06.2011 eine Verhandlung anberaumt, zu welcher ein Vertreter des 
Bundesasylamtes nicht erschienen ist. Die Beschwerdeführerin und ihr Ehegatte wurden dabei insbesondere zu 
ihren Fluchtgründe befragt und tätigten diese im Wesentlichen die gleichen Angaben wie bereits vor den 
Behörden der ersten Instanz. 
 

Sie gab an, eine für die Missionierung des südlichen Stadtteils zuständige Organisatorin gewesen zu sein und 
Hauskreise betreut zu haben. 
 

Seit ihrer Tätigkeit als Ideenverbreiter in der Umgebung ihres Wohnortes stieg die Unzufriedenheit unter den 
Moslems. Ihre Nachbarn hätten zuerst gedroht ihr etwas anzutun, weil die Kinder aus den Nachbarwohnungen 
ihre Kirche ohne deren Eltern besucht hätten. Zuerst seien es nur verbale, später körperliche Angriffe gewesen. 
 

Als sie dann erfahren hätten, dass ihr Mann den Glauben gewechselt hätte, hätten sie ihr die Schuld daran 
gegeben. Die versuchte Vergewaltigung schilderte sie gleichlautend wie vor dem Bundesasylamt. Sie wisse 
nicht, ob alle Mitglieder ihrer Kirche verfolgt würden - sie könne nur über ihren Fall sprechen. Ihre Religion sei 
der Sinn ihres Lebens - im Fall einer Rückkehr müsse sie auch weiter missionarisch tätig sein. 
 

Der Vertreter der beschwerdeführenden Partei wiederholte in einer abschließenden Stellungnahme vom 
15.07.2011 das Vorbringen des Ehepaares sowie dass der vorgebrachte Sachverhalt eine Verfolgung aus 
religiösen Gründen darstelle. 
 

II. Feststellungen: 
 

1. Zur Person: 
 

Die Beschwerdeführerin führt den im Spruch genannten Namen, ist Staatsangehörige von Kirgisistan, gehört der 
koreanischen Volksgruppe an, ist christlichen Glaubens, war in ihrem Herkunftsstaat zuletzt in XXXX wohnhaft, 
reiste am 10.11.2004 gemeinsam mit ihrem Ehegatten XXXX und den gemeinsamen KindernXXXX, XXXX, 
XXXX, XXXX sowie XXXX illegal in das Bundesgebiet ein und stellte am 11.11.2004 einen Asylantrag. 
 

Zuvor hatte sie gemeinsam mit ihrer Familie in Tschechien bereits im Jahre 2003 einen Asylantrag gestellt, der 
jedoch abgewiesen wurde. 
 

Am XXXX wurde der Sohn XXXX im österreichischen Bundesgebiet geboren, für den durch die 
Beschwerdeführerin und ihren Ehegatten die Gewährung desselben Schutzes wie für sie beantragt wurde. 
 

Die Beschwerdeführerin, eine frühere Buddhistin, gehört seit 1998, ihr Ehemann, ein Angehöriger der 
kirgisischen Volksgruppe und früherer Moslem, seit 2002 der Kirche Jesus Christus an. Beide waren in der 
Kirche insofern aktiv tätig, als sie Wohltätigkeitsarbeit leisteten und Flugblätter verteilten. Die Nachbarn legten 
beiden nahe, ihre Tätigkeiten für die Kirche Jesus Christus zu beenden. 
 

Der Ehemann der Beschwerdeführerin, ein selbständiger Händler und Tischler, wurde am 10.02.2003 auf einem 
Basar von einem Mullah aufgefordert, seinen Glauben nicht mehr auszuüben und wieder zum Islam 
zurückzukehren. Als er sich dem widersetzte, holte der Mullah mehrere, auf der anderen Straßenseite wartende 
Personen, die ihn zusammenschlugen. Eine Anzeige darüber erstattete er nicht. 
 

Am 26.02.2003 verließen die Beschwerdeführerin und ihr Ehemann eine Versammlung der Kirche Jesus 
Christus. Vier Personen warteten vor dem Gebäude und beschimpften sie. Sie verfolgten die beiden auf dem 
Heimweg und kurz vor seiner Wohnung wurde der Ehemann der Beschwerdeführerin von diesen 
zusammengeschlagen. Er erlitt Verletzungen, ließ sich ambulant im Krankenhaus behandeln und erstattete über 
den Vorfall Anzeige. 
 

Am 06.03.2003 wurde der Ehemann der Beschwerdeführerin von einem Mann, der sich als Miterbeiter des 
Nationalen Sicherheitsdienstes auswies, an seinem Arbeitsplatz aufgesucht und aufgefordert seinen Pass und 
Gewerbeberechtigung vorzuweisen. Er wurde befragt, wer bei ihm in seiner Wohnung lebe. Nachdem er erklärt 
hatte, dass er einen Missionar aus den USA bei sich beherberge, wies man ihn darauf hin, dass er diesen 
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anmelden hätte müssen und er dafür noch bezahlen müsse. Seine Dokumente wurden ihm nicht mehr 
zurückgegeben. 
 

Am 10.03.2003 teilte im die Abteilung für Innere Angelegenheiten der Stadt XXXX mit, dass hinsichtlich seiner 
Anzeige vom 26.02.2003 von der Einleitung eines Strafverfahrens mangels Verbrechenstatbestandes abgesehen 
wurde. Gegen solch einen Beschluss ist eine Beschwerde an die Staatsanwaltschaft als Rechtsmittel vorgesehen. 
Am selben Tag erstattete der Ehemann der Beschwerdeführerin unter Zugrundelegung sämtlicher bis zu diesem 
Zeitpunkt vorgefallenen Sachverhalte eine Anzeige bei der Staatsanwaltschaft und ersuchte um Einleitung des 
Strafverfahrens sowie um Rückgabe der ihm abgenommenen Dokumente sowie der entsprechenden 
Vorgangsweise gegen den Beamten. 
 

Zwei Tage später wurde er von Beamten abgeholt, zur Polizeiinspektion gebracht und dort drei Tage 
festgehalten und misshandelt. Man unterstellte ihm Drogenhandel. Die Freilassung erfolgte durch einen 
Ermittlungsrichter. 
 

Am 08.04.2003 hielt sich der der Ehemann der Beschwerdeführerin in Kasachstan auf. Drei Personen drangen zu 
Hause ein und versuchten die Beschwerdeführerin zu vergewaltigen. Diese erstattete darüber eine schriftliche 
Anzeige, die nicht weiter bearbeitet wurde. Der Ehemann der Beschwerdeführerin suchte gemeinsam mit seiner 
Ehefrau nach seiner Rückkehr wieder die Polizei auf, wo man ihm mitteilte, dass es keine Anzeige gebe und ihm 
und der Beschwerdeführerin vorwarf, dass sie sich die Geschichte nur ausgedacht hätten. Ein Lokalaugenschein 
oder eine Einvernahme des Sohnes, der den Vergewaltigungsversuch gesehen hatte, wurde nicht durchgeführt. 
 

Am 14.04.2003 erstattete der Ehemann der Beschwerdeführerin eine Anzeige an die Generalstaatsanwaltschaft 
über sämtliche Sachverhalte und wies darauf hin, dass die Verfolgung aus religiösen und nationalen Gründen 
erfolgte. Die Generalstaatsanwaltschaft reagierte dahingehend, dass man schriftlich mitteilte, dass die 
Beschwerden nicht bearbeiten werden könnten und sie ersuchte, keine aufdringlichen 
Evangelikalisierungsmaßnahmen durchzuführen. Obwohl dem Ehemann der Beschwerdeführerin von der 
Generalstaatsanwaltschaft erklärt worden war, dass es sich um eine irrtümliche Anhaltung seiner Person 
gehandelt hatte, erhielt er erneut eine behördliche Vorladung. Dieser zweiten Vorladung hatte der Ehemann der 
Beschwerdeführerin jedoch keine Folge geleistet und verließen die Beschwerdeführerin und ihr Mann aufgrund 
der Verfolgungshandlungen und wegen der Untätigkeit der Behörden 2003 den Herkunftsstaat. 
 

Der Ehemann der Beschwerdeführerin hatte auch einen Brief an die Regierung der Republik Kirgisistan 
geschrieben, in dem er ausführte, dass er im Herkunftsstaat verfolgt werde. Ihm wurde daraufhin zugesichert, 
dass der Fall der Familie an die Generalstaatsanwaltschaft weitergeleitet werde und diese die Schuldigen 
bestrafen und den Fall untersuchen werde. 
 

2. Zu Kirgisistan 
 

Allgemeine Lage 
 

Nach seiner Unabhängigkeit am 31.08.1991 galt Kirgisistan im Vergleich mit den anderen Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion zunächst als das Land mit dem höchsten Demokratisierungsgrad. Die liberale Atmosphäre wich 
jedoch gegen Ende der 1990er Jahre mehr und mehr bedingt durch einen repressiven Führungsstil des 
Staatspräsidenten Akajew. Immer häufiger kam es zu gewalttätigen Auseinandersetzungen. Diese gipfelten 
schließlich nach der Parlamentswahl 2005 in der so genannten Tulpenrevolution. Akajew wurde wegen 
Wahlfälschungs-Vorwürfen zum Rücktritt gezwungen. Sein Nachfolger Bakijew enttäuschte die in ihn gesetzten 
demokratischen Hoffnungen ebenfalls schon bald. 
 

Die am 06.04.2010 insbesondere wegen explodierender Energiepreise gestarteten Demonstrationen in Talas - im 
Nordwesten Kirgisistans - schlugen am 07.04.10 in der Hauptstadt Bishkek und auch in anderen Großstädten im 
Norden des Landes in blutige Proteste um. Offiziellen Angaben zufolge wurden 81 Menschen getötet und mehr 
als 1.500 verletzt. Der noch am selben Tag gestürzte Präsident Bakijew floh in den Süden des Landes, wo er die 
meisten Anhänger hat. Er weigerte sich zunächst zurückzutreten. 
 

Am 08.04.2010 bildete die kirgisische Opposition, unter Führung der ehemaligen Außenministerin Otunbajewa, 
Rosa eine "Provisorische Regierung des Volksvertrauens", die nach eigenen Angaben zunächst sechs Monate im 
Amt bleiben will. Die selbst ernannte Übergangsregierung besteht zum größten Teil aus ehemaligen 
Spitzenpolitikern. Auch Erkebajew, Abdigan, früherer Vizepremier, und Isakow, Ismail, ehemaliger 
Verteidigungsminister, wurden hohe Ämter zugeteilt. Die neue Regierung wurde zwischenzeitlich von Russland 
und den USA anerkannt. Isakow kündigte an, hart gegen Plünderer vorzugehen. 
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Am 15.04.2010 flüchtete Bakijew ins benachbarte Kasachstan. Nach Angaben der Übergangsregierung 
unterschrieb er dort eine Rücktrittserklärung. Während die Interimsregierung zunächst angekündigt hatte, 
Bakijew vor Gericht stellen zu wollen, verzichtete sie schließlich auf seine Festnahme. Sein Bruder Schanysch 
hingegen - ehemaliger Chef des Geheimdienstes - soll für die Tötung von Demonstranten zur Rechenschaft 
gezogen werden. Er soll den Schießbefehl auf die anstürmende Menge gegeben haben. Bakijew reiste 
inzwischen nach Weißrussland weiter, dessen Präsident ihm am 20.04.2010 Zuflucht anbot. 
 

(BAMF - Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Informationszentrum Asyl und Migration: Glossar 
Islamische Länder Band 10 Kirgisistan April 2010, S.2) 
 

Die kirgisische Übergangsregierung sagt die ursprünglich für Oktober geplante Präsidentenwahl ab. Die 
derzeitige interimistische Staatchefin, Rosa Otunbajewa, soll das Amt bis Ende 2011 innehaben. 
 

(Kirgisistan: Präsidentenwahl abgesagt, 19.5.2010, http://diepresse.com/home/politik/ aussenpolitik /567563/ 
index.do?from=rss, Zugriff 11.6.2010) 
 

Aktuelle innenpolitische Situation (Stand: Januar 2011) 
 

Im Juni 2010 kam es im Süden des Landes zu gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen der kirgisischen 
und usbekischen Bevölkerung; dabei starben nach offiziellen Angaben ca. 400 Menschen, mehr als 2.500, 
überwiegend von Usbeken bewohnte Gebäude wurden niedergebrannt. Die Lage hat sich seitdem äußerlich 
beruhigt, bleibt jedoch fragil. 
 

Die Regierung hielt trotz dieser Ereignisse an ihrer Planung für ein Referendum über die Verfassungsreform und 
die Bestätigung von Roza Otunbaeva als Präsidentin bis Ende 2011 fest; es gelang ihr, das Referendum am 27. 
Juni erfolgreich durchzuführen. Am 10.10.2010 wurden Parlamentswahlen durchgeführt, zu denen 29 Parteien 
von der Zentralen Wahlkommission zugelassen waren. Fünf Parteien gelang der Einzug in das Parlament. 
 

Nach schwieriger Regierungsbildung übernahm am 20.12.2010 die neue Regierung - eine Koalition aus den drei 
Parteien SDPK, Respublika und Ata Jurt - unter Premierminister Almazbek Atambaev die Regierung. 
 
 

(http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Kirgisistan/ Innenpolitik_node.html, 
Zugriff 28.01.2011) 
 

Parlamentswahl macht Koalitionsregierung nötig 
 

Fünf Parteien schafften Einzug - Internationale Beobachter lobten Abstimmung 
 

Die kirgisische Parlamentswahl verlief größtenteils fair und ohne ethnische Konflikte ab. Kirgistan hat damit als 
erstes Land Zentralasiens den Übergang zu einem politischen System nach europäischem Vorbild geschafft. 
 

Bischkek/Wien - Fünf Parteien haben es bei den kirgisischen Wahlen ins Parlament geschafft. Das gab die 
Wahlbehörde am Montag bekannt. Der Wahlgang am Sonntag verlief ohne Gewaltakte und sei im Wesentlichen 
frei und fair gewesen, sagten Wahlbeobachter der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit (OSZE) in 
der Hauptstadt Bischkek. 
 

Die Legislative wird nach einer Verfassungsreform erstmals mehr Macht haben als der Präsident. Kirgistan ist 
damit das einzige Land der ehemaligen Sowjetunion mit einer parlamentarischen Demokratie nach 
westeuropäischem Vorbild. 
 
 

(http://derstandard.at/1285200525721/Parlamentswahl-macht-Koalitionsregierung-noetig, Zugriff 15.11.2010) 
 

Landesweit müssen mind. 5 % und zusätzlich in jedem Wahlbezirk mind. 0,5 % aller Stimmen gewonnen 
werden. Dies ist nur fünf Parteien gelungen: Ata-Dschurt (8,7 %), SDPK (8,1 %), Ar-Namys (7,5 %), 
Respublika (7,1 %) und Ata-Meken (5,8 %). Die Partei Ata-Dschurt hat offenbar einen Großteil ihrer Stimmen 
in den südlichen Wahlbezirken Kirgistans erhalten, also in Ex-Präsident Bakijews Stammregion, in der er immer 
noch viele Anhänger hat, die ihn sich als Präsidenten zurückwünschen. In Bischkek hingegen bewältigte sie die 
0,5 %-Hürde nur knapp mit 0,7 % der Stimmen. Die Wahlbeteiligung lag bei ca. 56 
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%. 
 

(http://www.kas.de/kasachstan-zentralasien/de/publications/20793) 
 

OSZE wünscht Wahlreform 
 

Die OSZE-Beobachter würdigten den Verlauf der Wahl am Sonntag als ein Beispiel für eine lebendige 
Demokratie. "Ich habe schon viele Wahlen in Zentralasien beobachtet, aber diese ist die erste, deren Ausgang ich 
nicht vorhersagen konnte", sagte OSZE-Koordinator Morten Hoeglund. Die Wahlgesetze bräuchten jedoch eine 
grundlegende Reform, um freie Wahlen auch in Zukunft garantieren zu können. (Reuters, red/DER 
STANDARD, Printausgabe, 12.10.2010) 
 
 

(http://derstandard.at/1285200525721/Parlamentswahl-macht-Koalitionsregierung-noetig, Zugriff 15.11.2010) 
 

Neue Regierung in Bischkek fixiert 
 

17. Dezember 2010, Koalition einigt sich auf Parlamentspräsident - Regierungsbildung klappt im dritten Anlauf 
 

Bischkek/Moskau - Erst im dritten Anlauf hat die Regierungsbildung in Kirgistan geklappt. Die Koalition einigte 
sich am Freitag mit Achmatbek Keldibekow, Parteichef von Ata-Schurt, auf einen Parlamentspräsidenten. Am 
Streit um dieses Amt war Anfang Dezember nach nur drei Tagen die erste Koalition zerbrochen. 
 

Damit konnte eine weitere Destabilisierung der noch fragilen Demokratie verhindert werden. Nach dem 
Verfassungsreferendum und der Parlamentswahl am 10. Oktober ist Kirgistan die erste parlamentarische 
Republik in Zentralasien. 
 

Die Nachbarländer Kasachstan, Usbekistan, Turkmenistan und Tadschikistan, die von ihren Präsidenten 
autokratisch regiert werden, beäugen das demokratische Experiment in Kirgistan argwöhnisch. Aber auch China, 
Russland und die USA verfolgen genau, was in dem Fünf-Millionen-Einwohner-Land vor sich geht. 
 

Laut der Washington Post haben die USA Kirgistan 3,25 Millionen US-Dollar (rund 2,4 Mio. Euro) für die 
Stärkung des parlamentarischen Systems gezahlt. Sowohl Amerikaner als auch Russen unterhalten in Kirgistan 
Militärbasen. Das Land ist zwar rohstoffarm, aber wegen seiner Nähe zu Afghanistan geopolitisch wichtig. 
Kirgistan ist nach Tadschikistan das ärmste zentralasiatische Land. 
 

Unruhen, die im Sommer offiziell rund 400 Tote forderten, drohten die gesamte Region zu destabilisieren. Die 
Opposition stürzte Präsident Kurmanbek Bakijew. Dessen Nachfolgerin Rosa Otunbajewa macht ihn für die 
Ausschreitungen verantwortlich. 
 

Die Koalition aus der Partei Ata-Schurt (Vaterland), die von Otunbajewa 2004 gegründet wurde, der 
Sozialdemokratischen Partei und der wirtschaftsfreundlichen Partei Respublika, hat im Parlament 77 von 
insgesamt 120 Stimmen. Der neue Parlamentspräsident Keldibekow erhielt die Stimmen von 101 der 119 
anwesenden Abgeordneten. Sozialdemokraten-Chef Almasbek Atambajew wurde danach als Regierungschef 
vom Parlament ebenfalls bestätigt. 
 

Trotz der Einigung auf Keldibekow bestehen innerhalb der Koalition Meinungsdifferenzen über den zukünftigen 
Weg des Landes. Während die Sozialdemokraten und Respublika den Demokratiekurs Otunbajewas unterstützen 
und sich für das parlamentarische System aussprechen, ist die nationalkonservative Partei Ata-Schurt für die 
Wiedereinführung des Präsidialsystems. (ved/DER STANDARD, Printausgabe, 18.12.2010) 
 
 

(http://derstandard.at/1292462110268/Neue-Regierung-in-Bischkek-fixiert,Zugriff 4.01.2011) 
 

Staatsaufbau 
 

Während die Verfassung von 2007 dem Präsidenten weitreichende Befugnisse gab, ist die in dem Referendum 
am 27. Juni angenommene Verfassung hingegen eine Mischform aus einem parlamentarischem und einem 
präsidentiellen System. Parlament und Premierminister kommen hierbei eine sehr starke Position zu; allerdings 
hat auch der in allgemeiner Wahl bestimmte Präsident eine Reihe von Vollmachten, beispielsweise hinsichtlich 
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der Ernennung und Entlassung von Obersten Richtern und Generalstaatsanwalt. Er ist ferner 
Oberkommandierender und Vorsitzender des Sicherheitsrates. Der Präsident hat eine Amtszeit von 6 Jahren und 
ist nicht wieder wählbar. 
 

In der neuen Verfassung ist der Grundrechtteil gegenüber der 2007er Verfassung deutlich verbessert worden. 
 

Wahlrecht und Parlament 
 

Nach dem Wahlgesetz hat jeder kirgisische Bürger ungeachtet seiner Herkunft, Rasse, Ethnie, religiösen oder 
politischen Überzeugungen und seines Geschlechts ab 18 Jahren das Recht zu wählen und kann ab 25 Jahren 
selbst gewählt werden. Das Parlament "Dschogorku Kenesch" besteht aus nunmehr 120 (statt 90) Abgeordneten, 
die nach dem Verhältniswahlrecht gewählt wurden. Keine Partei kann mehr als 65 Sitze erhalten. 
 
 

(http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Kirgisistan/ Innenpolitik_node.html, 
Zugriff 28.01.2011) 
 

Rechtsschutz 
 

Judikative 
 

Die höchsten Gerichte des Landes waren bislang das Verfassungsgericht und das Oberste Gericht. Da das 
Verfassungsgericht in der Vergangenheit ein willfähriges Instrument der Präsidenten war, sieht die neue 
Verfassung kein eigenständiges Verfassungsgericht mehr vor. Es gibt jedoch eine Verfassungskammer beim 
Obersten Gericht, dem die verfassungsmäßige Kontrolle obliegt. Die neue Verfassung räumt dem Bürger auch 
ein individuelles Beschwerderecht für den Fall vor, dass seine verfassungsmäßigen Recht durch Gesetze oder 
normative Akte verletzt werden. 
 

Der oberste Gerichtshof ist die höchste Instanz im bürgerlichen Recht, im Straf-, Verwaltungs- und 
Wirtschaftsrecht. Es überprüft die Aktivität aller lokalen Gerichte, einschließlich der Militärgerichte. Die so 
genannten "Arbitrage-Gerichte" sind für Streitigkeiten zwischen Unternehmen und Haushalten im ökonomischen 
Bereich zuständig. Die lokalen Gerichte werden von so genannten "Aksakal (Ältesten)-Gerichten" unterstützt, 
die auf Initiative von Bürgern oder Selbstverwaltungen in Dörfern und Städten einberufen werden. Die 
Unabhängigkeit der Gerichte war in der Vergangenheit durch Korruption und ihre Abhängigkeit von der 
Ernennung durch den Präsidenten beeinträchtigt. 
 
 

(http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Kirgisistan/ Innenpolitik_node.html, 
Zugriff 28.01.2011) 
 

Sicherheitsbehörden 
 

Die Verantwortung der Rechtsdurchsetzung ist aufgeteilt zwischen dem Innenministerium für allgemeine 
Verbrechen, dem "State Committee on National Security" für Staatsverbrechen und dem Büro der 
Staatsanwaltschaft für beide Verbrechen. Der [Anm. ehemalige] Präsident Bakiyev verabschiedete ein Gesetz, 
das es dem Militär erlaubte auch in heimischen politischen Konflikten einzugreifen und das dem 
Sicherheitsdienst des Präsidenten Vollmachten zur Gesetzesdurchsetzung zusprach, unter anderem zur 
Durchführung von Verhören. 
 

Die Zahlung von Bestechungsgeldern um Untersuchungen oder Anklagen zu vermeiden, war ein größeres 
Problem auf allen Ebenen der Exekutive, wobei die Regierung jedoch Schritte zur Bekämpfung von Korruption 
setzte. Fälle von Straflosigkeit innerhalb der Polizei blieben ein Problem; jedoch wurden Beamte des 
Innenministeriums auf Grund verschiedener Verstöße - einschließlich Korruption, Amtsmissbrauch und 
Polizeibrutalität- entlassen und strafrechtlich verfolgt. 
 

(US Department of State: 2009 Human Rights Report: Kyrgyz Republic, 11.3.2010) 
 

Die Gefängnisbedingungen waren geprägt von Überbelegung, besonders in Untersuchungshaftanstalten und es 
herrschten Mängel bei Nahrungsmitteln und Medikamenten, sowie bei der Gesundheitsversorgung. Die 
Sterblichkeitsrate aufgrund von Tuberkulose sank, von ungefähr 9.902 Gefangenen hatten ungefähr 700 
Tuberkulose. 
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Die Regierung gewährte lokalen und internationalen Menschenrechtsorganisationen wie dem "International 
Committee of the Red Cross" (ICRC), der "Organization for Security and Cooperation in Europe's Office of 
Democratic Institutions and Human Rights" (OSCE/ODIHR), und der NGO "Penal Reform International" 
weiterhin Zutritt in die Gefängnisse. Nach ihrem Bericht über die schlechten Haftbedingungen arbeitete die 
NGO Citizens Against Corruption mit dem Justizministerium zusammen um Essen und Hygieneartikel 
bereitzustellen. 
 

(US Department of State: 2009 Human Rights Report: Kyrgyz Republic, 11.3.2010) 
 

Männliche und weibliche Gefangene, sowie Jugendliche wurden im Allgemeinen gesondert untergebracht. 
 

(US Department of State: 2008 Human Rights Report: Kyrgyz Republic, February 25, 2009) 
 

Die Organisation für Zusammenarbeit in Europa (OSZE) hält an dem Plan fest, eine Polizeimission nach 
Kirgistan zu entsenden, wo es im April und Juni zu blutigen Krawallen gekommen war. 
 

Die OSZE habe ein neues Konzept der OSZE-Polizeimission erstellt, dass vor zehn Tagen von Kirgistan 
akzeptiert worden sei. Die OSZE-Polizisten würden ohne Waffen eingesetzt und die Aufgabe haben, die 
kirgisischen Sicherheitsbehörden zu beraten. Salber zufolge befinden sich bereits acht Polizeiberater der 
Organisation in dem zentralasiatischen Land. Bis zur Jahreswende sollen die anderen hinzukommen. 
 

(http://de.rian.ru/politics/20101129/257768321.html, 29.11.2010, Zugriff 28.01.2011) 
 

NGOs 
 

NGOs, Gewerkschaften und kulturelle Vereine müssen sich beim Justizministerium registrieren lassen. NGOs 
müssen mindestens drei Mitglieder haben. Das Justizministerium verweigerte keiner heimischen NGO die 
Registrierung, es verhinderte jedoch die Arbeit der "Norwegian Helsinki Commission" im Land. Das Gesetz 
verbietet das Verfolgen von politischen Zielen vom Ausland finanzierter politischer Parteien und NGOs. Zu 
einem gewissen Grand wurden die Aktivitäten von heimischen und internationalen Organisationen 
eingeschränkt. Die Regierung traf regelmäßig mit lokalen und internationalen Organisationen zu Gesprächen 
zusammen und erlaubte Vertretern der UN und auch anderen Organisationen wie OSCE, ICRC und IOM das 
Land zu besuchen. 
 

(US Department of State: 2009 Human Rights Report Kyrgyz Republic, 11.3.2010) 
 

Menschenrechte 
 

Kirgisistan ist den wichtigsten Menschenrechtsabkommen beigetreten. Die Verfassung garantiert eine weite 
Palette von Grundrechten. Die Durchsetzung der Menschenrechte wird allerdings in der Praxis durch mangelnde 
rechtsstaatliche Tradition und eine fehlende unabhängige Justiz erschwert. Die Todesstrafe wurde durch Gesetz 
vom Juni 2007 abgeschafft. 
 

Die Zustände auf Polizeistationen, in der Untersuchungshaft und in Gefängnissen sind in vielen Fällen 
menschenunwürdig. In der Praxis ist Folter weiterhin verbreitet. Die Zivilgesellschaft und die EU setzen sich 
dafür ein, die Menschenrechtslage gerade in Untersuchungshaft und Strafvollzug zu verbessern. Die EU und 
Kirgisistan haben am 27./28. Oktober 2008 eine erste Runde des vereinbarten regelmäßigen 
Menschenrechtsdialogs abgehalten; eine zweite Runde hat am 13. Oktober 2009 in Brüssel stattgefunden. 
 

Auch nach dem Sturz der Regierung Bakijew scheint sich die Praxis einer parteiischen Justiz fortzusetzen; 
bislang wurden im Zusammenhang mit den gewaltsamen Zusammenstößen vom Juni d.J. bislang nur 
Angehörige der usbekischen Bevölkerungsgruppe angeklagt und verurteilt. Der bekannte usbekische 
Menschenrechtsverteidiger Askarov wurde in einem rechtsstaatlichen Prinzipien nicht genügenden Prozess 
wegen angeblicher Beteiligung an der Ermordung eines Polizisten zu lebenslanger Haft verurteilt. 
 
 

(http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Kirgisistan/ Innenpolitik_node.html, 
Zugriff 28.01.2011) 
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Minderheiten 
 

Kirgisistan ist ein Vielvölkerstaat. Zwischen 60% und 70% der Bevölkerung sind Kirgisen, 15% Usbeken, etwa 
8% Russen sowie Dunganen, Uyguren, Tadschiken, Türken, Tataren, Ukrainer und einige immer weniger 
werdende Koreaner und Deutsche. 
 

(BAMF - Informationszentrum Asyl und Migration: Glossar Islamische Länder Band 10 Kirgisistan, April 2010, 
S.8) 
 

Minderheitengruppen sind unter anderem Usbeken (14,2 %), Russen (10,3%), Dunganen (1,1%), Uiguren (1%), 
als auch Gruppen von Tataren, Kasachen, Ukrainern, Deutsche, Tadschiken und Koreaner. 
 

Das Gesetz weist Kirgisisch als Staatssprache, Russisch als weitere Amtssprache aus und garantiert die 
Erhaltung und die gleichberechtigte und freie Entwicklung der Minderheitensprachen. Weiters wird ausgeführt, 
dass alle Personen in Kirgisistan vor dem Gesetz gleich sind und nicht aufgrund von Rasse, Geschlecht, 
Nationalität, politischer oder religiöser Überzeugung diskriminiert werden dürfen. 
 

Nicht-Kirgisischsprachige Bürger führten jedoch an, dass ihnen im öffentlichen Dienst bei Beförderungen 
unsichtbare Grenzen (gläserne Decke) gesetzt sind. Außerdem klagten sie über ausschließende Sprachprüfungen. 
Eine Maßnahme zur Steigerung des Gebrauchs der kirgisischen Sprache besorgte die Angehörigen der nicht-
kirgisischen Gruppen. 
 

Es gibt Vorwürfe von Diskriminierungen bei Jobeinstellung, Aufstiegsmöglichkeiten und am Wohnungsmarkt, 
aber es gingen keine offiziellen Berichte bei lokalen Behörden ein. 
 

(US Department of State: 2008 Human Rights Report: Kyrgyz Republic, 11.3.2010) 
 

Ethnische Minderheitengruppen, wie Usbeken, Russen und Uiguren, beklagten Diskriminierungen im 
Arbeitsbereich und am Wohnungsmarkt. Angehörige der usbekischen Minderheit, die sich hauptsächlich im 
Süden konzentriert, fordern seit langem mehr politische und kulturelle Rechte, unter anderem eine stärkere 
Repräsentation in der Regierung, mehr usbekischsprachige Schulen und einen offiziellen Status für die 
usbekische Sprache. 
 

(Freedom House: Freedom in the World - Kyrgyzstan 2010) 
 

Die Situation für Minderheiten in Kirgisistan hat sich nicht signifikant verbessert in den letzten Jahren. Der 
wachsende Trend hin zu einem "Kirgisistan der Kirgisen", hat durch eine Sprachgesetzgebung im Parlament im 
Jahr 2004 Auftrieb erhalten. Die neuen Sprachregelungen verlangen von Kandidaten für zur Wahl stehende 
Ämter sowie für Studenten an Universitäten den Nachweis von Sprachkenntnissen in Kirgisisch. 
Staatsbedienstete werden angehalten primär Kirgisisch zu verwenden, Russisch bleibt jedoch als Sprache der 
inter-ethnischen Kommunikation. 
 

Der beinahe vollständige Ausschluss der usbekischen Minderheit aus administrativen und politischen Positionen 
trug wahrscheinlich zu der Stärke der fundamentalistischen Glaubensvorstellungen (Wahabistische 
Interpretationen) unter den Usbeken bei und damit zu härteren Vorgehen der Regierung und zu Verdächtigungen 
gegenüber Mitgliedern dieser Minderheit bzw. Ressentiments auf Seiten der Mehrheit. 
 

Die offizielle Politik in Kirgisistan wurde oft als "Minderheiten-freundlicher" als die einiger ihrer Nachbarn 
beschrieben. Es gibt eine Vielfalt von Mechanismen für die Konsultation von Minderheitengruppen und 
staatliche Unterstützung ist für verschiedene Minderheitenorganisationen oder -aktivitäten erhältlich. 
 

Durch die Anerkennung der russischen Sprache als "Verbindungssprache" unter der Verfassung, dürften die 
Behörden ihren Wunsch zeigen, der russischen Minderheit und anderen Slawen eine einbeziehende Politik zu 
demonstrieren und sie zum Bleiben im Land zu bewegen. Die Behandlung der usbekischen Minderheit ist 
verglichen dazu ungleich, beide sind ungefähr gleich groß, doch nur das Russische hat einen offiziellen Status. 
Russisch-Sprachige befinden sich dadurch in Bezug auf Arbeitsmarkt und Bildung in einer bevorzugten Lage. Es 
gibt keinen offiziellen Status der usbekischen Sprache. 
 

Es gab schon vor der Unabhängigkeit Spannungen zwischen der kirgisischen Mehrheit und der usbekischen 
Minderheit, diese blieben bestehen. Im Süden gibt es einen zunehmenden Disput über die Verwendung der 
Usbekischen Sprache in den Medien. In der Region ist Usbekisch, das ebenfalls wie das Kirgisische turkischen 
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Ursprungs ist, weit verbreitet. Dementsprechend gibt es lokale Fernsehstationen, die teilweise in Usbekisch 
ausstrahlen, doch 50 Prozent der Ausstrahlungszeit muss per Gesetz auf Kirgisisch stattfinden. 
 

(Minority Rights Group International: World Directory of Minorities an Indigenous People, Kyrgyzstan 
Overview, ohne Datum, letztes erwähntes Referenzdatum 8.2007, http://www.minorityrights.org/?lid=2346, 
Zugriff 8.6.2010) 
 

Innerstaatliche Fluchtalternative 
 

Gemäß dem Gesetz zur internen Migration wird die Bewegungsfreiheit garantiert. Die Regierung respektiert das 
Gesetz gemeinhin, und die Bürger konnten sich frei innerhalb des Landes bewegen. Jedoch beschränken 
bestimmte Richtlinien die interne Migration, Wiederansiedlung und Auslandreisen. 
 

Um in einer Region des Landes leben und arbeiten zu können, ist per Gesetz ein Eintrag im Melderegister 
notwendig. Nicht gemeldeten Personen kann der Zugang zu medizinischer Versorgung und 
Bildungseinrichtungen verwehrt werden. 
 

(US Department of State: 2009 Human Rights Report: Kyrgyz Republic, 11.3.2010) 
 

Der Staat ist Vertragsstaat der Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 und des Protokolls von 1967. Die Gesetze 
garantieren Asyl oder Flüchtlingsstatus und die Regierung richtete ein System zur Umsetzung ein. Sie arbeitete 
mit dem UNHCR und anderen Organisationen zusammen um Schutz gegen Auslieferung oder Rückkehr für 
Flüchtlinge in Länder zu bieten, in denen ihr Leben oder ihre Freiheiten aufgrund der Zugehörigkeit zu Rasse, 
Religion, Nationalität, Mitgliedschaft zu einer speziellen sozialen Gruppe oder aufgrund ihrer politischen 
Meinung bedroht wäre. Laut UNHCR besteht für Uiguren allerdings die Gefahr der Abschiebung, besonders 
wenn sie an politischen oder religiösen Aktivitäten in China beteiligt waren oder China ihre Ruckschiebung 
verlangt. Die Regierung sprach Flüchtlingen von Usbekistan (außer jenen, die ihren Angehörigen nachzogen), 
Afghanistan, Iran, Irak oder Syrien in diesem Jahr keinen Flüchtlingsschutz zu. Es gab ungefähr 400 von ihnen 
die nur durch den UNHCR registriert und unterstützt wurden. 
 

(US Department of State: 2009 Human Rights Report: Kyrgyz Republic, 11.3.2010) 
 

Rückkehrfragen 
 

Das US Department of State (USDOS) schreibt in seinem im März 2006 veröffentlichten Menschenrechtsbericht 
2005, dass OSZE und IOM berichten würden, dass Personen, die von kommerzieller Tätigkeit zurückkehren, in 
vielen Fällen Bestechungsgelder zahlen müssten, da ihnen sonst Gefängnisstrafen wegen gefälschter 
Reisedokumente drohen würden. Die Grenzbehörden würden hingegen angeben, dass geständige Personen nicht 
bestraft würden. 
 

(Quelle: ACCORD-Anfragebeantwortung vom 12.06.2008) 
 

Grundversorgung 
 

Kurzcharakterisierung der Wirtschaft (Stand: Oktober 2010) 
 

Kirgisistan ist ein Transformationsland. Mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion verlor das unabhängige Land 
nicht nur seinen Hauptsponsor, sondern zugleich auch natürlich gewachsene Märkte. Die Industrie brach fast 
völlig zusammen, die hoch mechanisierte Landwirtschaft sah sich von Ersatzteilen, Vorleistungen und 
Vermarktungsmechanismen abgeschnitten. Auch der auf sowjetische Bedürfnisse zugeschnittene 
Dienstleistungssektor (unter anderem Tourismus) musste sich völlig neu orientieren. Die Liberalisierung der 
Wirtschaft und der Transformationsprozess kamen mit großzügiger internationaler Geberhilfe (höchste 
internationale Hilfe pro Kopf der Bevölkerung in der Region) relativ schnell voran. Heute ist die Wirtschaft mit 
der Ausnahme einiger strategischer Sektoren wie etwa der Elektrizitäts- und Wasserversorgung auf 
marktwirtschaftliche Strukturen umgestellt. Staatsdirigistische Maßnahmen wie etwa Exportstops kommen 
jedoch weiterhin vor. 
 

Kirgisistan ist im Vergleich zu anderen Ländern in der Region Zentralasien rohstoffarm. Es gibt nur 
unbedeutende Gas- und Erdölvorkommen, die selbst bei voller Erschließung den einheimischen Bedarf nicht 
decken können. Einzig nennenswerter Rohstoff ist Gold. Goldvorkommen werden von zumeist ausländischen 
Unternehmen erschlossen und genutzt. Kirgisistan verfügt über bedeutende Wasserressourcen, von denen auch 
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die Landwirtschaft der Unterlieger Usbekistan und Kasachstan abhängt. Die öffentliche Diskussion über eine 
effiziente und nachhaltige Bewirtschaftung dieser Ressource hat gerade erst begonnen. 
 

Mit einem pro Kopf-BIP von ca. 890 US-Dollar ist Kirgisistan ein armes Land. Von seinen 5,3 Millionen 
Einwohnern leben rund 35 Prozent unterhalb der Armutsschwelle. Dabei gibt es ein starkes Nord-Süd-Gefälle, 
wobei der Norden reicher als der Süden ist. 
 
 

(http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Kirgisistan/ Wirtschaft_node.html, 
Zugriff 28.01.2011) 
 

Christentum und Kirche Jesus Christus: 
 

Der Kirche Jesu Christi gehören rund 10.000 Mitglieder an und sie ist die am meisten besuchte evangelische 
Kirche in Kirgisistan. Darüber hinaus sind rund 40 Prozent der kirchlichen Mitglieder ethnische Kirgisen. Ein 
Kirchenmitglied argumentiert, dass diese beiden Faktoren Gründe für die Behörden seien, Druck auf die Kirche 
auszuüben. "Zehntausend gut organisierten Menschen stellen eine erhebliche Macht dar", sagte sie zu Forum 18. 
"Und so beginnen die Behörden uns als politische Partei zu sehen, obwohl wir nichts mit Politik zu tun haben 
wollen. Sie sind auch sehr besorgt, dass ehemalige Muslime aktiv zu unserer Kirche übertreten." 
 

Ein Mitglied des OSZE-Zentrums in Bischkek, das nicht genannt werden wollte, stimmte indirekt mit dieser 
Ansicht überein. Laut dem Diplomaten könnte die Behörden in Kürze eine Kampagne gegen Proselytismus 
starten, weil sie fürchten, dass das Konvertieren von Muslimen zum Christentum und anderen Religionen zu 
sozialen Spannungen und sogar zur Destabilisierung der Situation führen könnten. 
 

Es gab bereits mehrere Vorfällen, dass die lokale Bevölkerung nach der Konvertierung vom Islam geschlagen 
und aus ihren Dörfern vertrieben wurde. Im Jahr 2001 versuchten in der Region Jalal-Abad sogar eine Anzahl 
von mehreren hundert Menschen ein korruptes Gericht zu installieren, um über einige Muslime, die das 
Christentum angenommen hatten, zu richten. 
 

(Quelle: http://www.forum18.org/Archive.php?article_id=222) 
 

Die staatliche Politik in Zentralasien gegenüber religiösen Minderheiten bietet ein abwechslungsreiches Bild. 
Orthodoxe Christen sagen, sie haben fast überhaupt keine Probleme, im krassen Gegensatz zu der Situation 
anderer religiöser Minderheiten wie evangelischen Christen, und zur Situation des Islam, der am weitesten 
verbreiteten Religion in der Region. In der gesamten Region werden sowohl islamischer Radikalismus und als 
auch Proselytismus durch nicht-islamischen Religionen sehr genau von den Regierungen beobachtet, die häufig 
versuchen, den Islam und den Proselytismus zu kontrollieren und / oder stark zu unterdrücken. Dies geschieht 
zum Teil aus Angst vor religiöser Vielfalt, und teilweise aus Angst vor radikalen islamischen Gruppen wie Hizb-
ut-Tahrir. 
 

Aber abgesehen von der Angst vor der religiösen Vielfalt des Westens, haben die zentralasiatischen Behörden 
noch aus anderen zwingenden Gründen den Proselytismus zu bekämpfen: Laut Scharia, muss ein Muslim, der zu 
einem anderen Glauben konvertiert, bestraft werden (siehe Kommentar "Die Religionsfreiheit im Islam" F18 
Aktuelles 13. Januar 2004, 

http://www.forum18.org/Archive.php?article_id =227) . So weckt Proselytismus echte Wut unter 
praktizierenden Muslimen. 
 

In Kirgisien wurden eine Reihe von Fällen bereits verzeichnet, wo Muslime, die zum Christentum konvertierten 
oder Zeugen Jehovas wurden, geschlagen und aus ihren Dörfern vertrieben wurden. 
 

(Quelle: http://www.forum18.org/Archive.php?article_id=233) 
 

Intoleranz in Bezug auf Religionsfreiheit - vor allem, die der Christen - wächst unter den Menschen in Süd-
Kirgisistan, hat Forum 18 News Service herausgefunden. Zwei Monate nach einem Mob Angriff im Juli auf sein 
Haus in einem südlichen Dorf, in dem religiöse Literatur einschließlich Bibeln verbrannt wurden, sagte der 
evangelische Pfarrer Zulumbek Sarygulov, dass er noch Angst um sein Leben und das seiner Familie hat. Der 
Polizeichef - von welchem drei Beamte Zeugen des Angriffs waren und nicht eingriffen - bestreitet einen 
Krankenhausbericht darüber, dass Sarygulov geschlagen wurde und Brüche von zwei Fingern erlitten hatte, 
ebenso wie Shamsybek Zakirov vom "Religious Affairs Committee". Zakirov und der örtlichen Imam sind der 
Meinung, dass Pastor Sarygulov seine Heimat verlassen und die Kirche schließen soll, um die Situation nicht zu 
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provozieren. Religionsgesetzesänderungen werden vom parlamentarischen Vertreter Kamchybek Tashiev, der 
der Religionsfreiheit gegenüber negativ eingestellt ist, entworfen. Unter den vorgeschlagenen neuen 
Einschränkungen beinhaltet eine Norm diejenigen zu bestrafen, die die Gefühle der Bürger beleidigen, die einer 
anderen Religion angehören. 
 

(Quelle: http://www.forum18.org/Archive.php?article_id=846) 
 

Der jüngste Mord an einem ethnische Kirgisen, der zum Christentum konvertierte, Saktinbai Usmanov, war der 
Höhepunkt einer langen Reihe von intoleranten Vorfällen. Usmanov war der einzige Christ in seinem Dorf. Die 
Intoleranz wurde vom Dorf Mullah, Nurlan Asangojaev gefördert, obwohl die meisten der Angreifer - entgegen 
der islamischen Lehre - betrunken waren. 
 

Asangojaev arrangierte, dass Usmanov nach seiner Konversion von Gemeindeveranstaltungen ausgeschlossen 
wurde, was für die traditionell sehr gemeindezentrierten Kirgisen sehr schmerzhaft ist. Er schloss Usmanov von 
der Möglichkeit auf dem Dorffriedhof begraben zu werden, aus. Mullah Asangojaev erklärte Forum 18 und 
anderen, dass er keine überzeugenden Beweise bieten können, aber sicher sei, dass Saktinbai von Protestanten 
getötet wurde, weil er zum Islam zurückkehren wollte." Dies wird von Ruslan Usmanov, dem protestantischen 
Pastor und Sohn Saktinbai Usmanovs, vehement bestritten und er teilte Forum 18 mit, dass dies eine "monströse 
Verleumdung" sei. Es gibt zahlreiche Fälle von Intoleranz in ganz Zentralasien, einschließlich der offiziellen 
Feindseligkeit gegenüber christlichen Konvertiten aus muslimischem Hintergrund. 
 

(Quelle: http://www.forum18.org/Archive.php?article_id=729) 
 

III. Beweiswürdigung 
 

Die Feststellungen zur Person (Identität) der Beschwerdeführerin und ihrer familiären bzw. privaten Situation 
beruhen auf ihren diesbezüglich glaubwürdigen Angaben sowie auf der Vorlage ihres kirgisischen Reisepasses 
und der Geburtsurkunde ihrer Kinder. 
 

Das Vorbringen der Beschwerdeführerin wird wie folgt gewürdigt: 
 

Das Vorbringen eines Asylwerbers ist dann glaubhaft, wenn es vier Grunderfordernisse erfüllt (diesbezüglich ist 
auf die Materialien zum Asylgesetz 1991 [RV270 Blg. Nr. XVIII GP; AB 328 Blg Nr XVIII GP] zu verweisen, 
die wiederum der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes entnommen wurden): 
 

1. Das Vorbringen des Asylwerbers ist genügend substantiiert. Dieses Erfordernis ist insbesondere dann nicht 
erfüllt, wenn der Asylwerber den Sachverhalt sehr vage schildert oder sich auf Gemeinplätze beschränkt, nicht 
aber in der Lage ist, konkrete und detaillierte Angaben über seine Erlebnisse zu machen. 
 

2. Das Vorbringen muss, um als glaubhaft zu gelten, in sich schlüssig sein. Der Asylwerber darf sich nicht in 
wesentlichen Aussagen widersprechen. 
 

3. Das Vorbringen muss plausibel sein, d.h. mit den Tatsachen oder der allgemeinen Erfahrung übereinstimmen. 
Diese Voraussetzung ist u. a. dann nicht erfüllt, wenn die Darlegungen mit den allgemeinen Verhältnissen im 
Heimatland nicht zu vereinbaren sind oder sonst unmöglich erscheinen und 
 

4. der Asylwerber muss persönlich glaubwürdig sein. Das wird dann nicht der Fall sein, wenn sein Vorbringen 
auf gefälschte oder verfälschte Beweismittel abgestützt ist, aber auch dann, wenn er wichtige Tatsachen 
verheimlicht oder bewusst falsch darstellt, im Laufe des Verfahrens das Vorbringen auswechselt oder 
unbegründet einsilbig und verspätet erstattet oder mangelndes Interesse am Verfahrensablauf zeigt und die 
nötige Mitwirkung verweigert. 
 

Weiters hat der Verwaltungsgerichtshof in zahlreichen Erkenntnissen betont, wie wichtig der persönliche 
Eindruck ist, den das zur Entscheidung berufene Mitglied der Berufungsbehörde im Rahmen der 
Berufungsverhandlung von dem Berufungswerber gewinnt (siehe z.B. VwGH 24.06.1999, Zl. 98/20/0435 bzw. 
VwGH 20.5.1999, Zl. 98/20/0505). 
 

Die Beschwerdeführerin erweckte in der mündlichen Beschwerdeverhandlung einen persönlich glaubhaften 
Eindruck. Sie schilderte die fluchtauslösenden Vorfälle eigenständig und flüssig, sie beantwortete auch sämtliche 
ihr gestellten Fragen. Aus den von der Beschwerdeführerin vorgebrachten Schilderungen entstand ein 
nachvollziehbares und geschlossenes Bild der fluchtauslösenden Vorfälle. Widersprüche zwischen den Angaben 
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vor dem Bundesasylamt und den Aussagen vor dem Asylgerichtshof konnten nicht festgestellt werden. 
Ungereimtheiten in den Angaben in der Beschwerdeverhandlung konnten ebenfalls nicht festgestellt werden und 
stimmen ihre Angaben auch mit den Schilderungen ihres Ehegatten überein. Wenn auch die Situation des 
Ehemannes der Beschwerdeführerin aufgrund dessen Konversion vom Islam zum Christentum (Apostasie, 
Abfall vom Islam) gravierendere Folgen nach sich zieht - sie selbst war Buddhistin -, so zeigt sich aus dem 
glaubwürdig vorgebrachten Sachverhalt, dass selbst die Zugehörigkeit und der aktive Einsatz für evangelikale 
Kirchen zu den von Muslimen gegen sie gesetzten Handlungen führt. 
 

Die Beschwerdeführerin hat keine gefälschten oder verfälschten Beweismittel vorgelegt und auch nicht ein 
mangelndes Interesse am Verfahrensablauf gezeigt oder die Mitwirkung verweigert. Ihr Ehegatte und die 
Beschwerdeführerin waren vielmehr bemüht, weitere Berichte über die aktuelle Situation in Kirgisistan zu 
sammeln und dem Asylgerichtshof zu übermitteln. 
 

Hinzu kommt, dass die Beschwerdeführerin sowohl in den Beschwerdeergänzungen als auch in den 
Verhandlungen vor dem Asylgerichtshof immer bestrebt war, allenfalls auftretende Unstimmigkeiten 
aufzuklären und konnten Widersprüche zu den Länderfeststellungen letztlich ebenfalls nicht festgestellt werden. 
 

In einer Gesamtbetrachtung sind die Schilderungen der Beschwerdeführerin somit glaubhaft. 
 

In diesem Zusammenhang sei auf die Entscheidung des VwGH vom 11.11.1997, 97/01/0256, verwiesen, wonach 
zwar für eine Glaubhaftmachung im Gegensatz zu einer Beweisführung der Nachweis der Wahrscheinlichkeit 
ausreicht, die für die Annahme eines Sachverhaltes sprechenden Gründen die gegenteiligen Gründe aber 
jedenfalls überwiegen müssen, wobei der Aussage des Asylwerbers selbst wesentliche Bedeutung zukommt. 
 

Der von der Beschwerdeführerin vorgebrachte Sachverhalt wird den Anforderungen des VwGH im oben 
zitierten Erkenntnis gerecht und ist nach einer Gesamtabwägung jedenfalls schlüssig und logisch 
nachvollziehbar. 
 

IV. Rechtliche Beurteilung: 
 

Gemäß § 61 AsylG entscheidet über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes der Asylgerichtshof in 
Senaten oder, soweit dies in § 61 Abs 3 AsylG vorgesehen ist, durch Einzelrichter. 
 

Gemäß § 75 AsylG 2005 sind alle am 31. Dezember 2005 anhängigen Verfahren nach den Bestimmungen des 
Asylgesetz 1997 zu Ende zu führen. § 44 Asylgesetz 1997 gilt. 
 

Da gegenständlicher Asylantrag am 11.11.2004 gestellt wurde, ist er nach der Rechtslage des AsylG 1997 idF I 
101/2003, unter Beachtung der Übergangsbestimmungen, zu beurteilen, woraus sich die gegenständliche 
Zuständigkeit ergibt. 
 

Gemäß § 7 Asylgesetz 1997 hat die Behörde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewähren, wenn 
glaubhaft ist, dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung (Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer 
Flüchtlingskonvention) droht und keiner der in Art. 1 Abschnitt C oder F der Genfer Flüchtlingskonvention 
genannten Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt. 
 

Flüchtling ist, wer aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, sich außerhalb seines 
Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des 
Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger Umstände außerhalb des Landes 
seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt 
ist, in dieses Land zurückzukehren. 
 

Die Beschwerdeführerin hat glaubwürdig ausgeführt, dass ihr Ehegatte und sie selbst einer Verfolgung durch die 
nationalistischen und islamistischen Gruppierungen in Kirgisistan aufgrund ihrer Angehörigkeit zu einer 
christlichen Kirchengemeinschaft namens "Jesus Christus" ausgesetzt sind und die Beschwerdeführerin sowie ihr 
Ehemann im Herkunftsstaat gröbsten Misshandlungen ausgesetzt waren. Dieses Vorbringen wurde im Rahmen 
der vorstehenden Beweiswürdigung als glaubhaft erachtet. Es wurde auch glaubwürdig von der 
Beschwerdeführerin und ihrem Ehemann angegeben, dass sie keinerlei Unterstützung oder Hilfe von der Polizei 
oder der Staatsanwaltschaft trotz Anzeige der erlittenen Misshandlungen erhalten hatten. Auch mit den 
Länderfeststellungen stehen die Angaben in Einklang. 
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Die Verfolgungsgefahr beruht somit auf einem in der GFK anerkannten Verfolgungsgrund, nämlich der 
Verfolgung aus religiösen Gründen wegen der Zugehörigkeit zur Kirche Jesus Christus in Kirgisistan. 
 

In Bezug auf die Asylrelevanz auch nichtstaatlicher Verfolgung kommt es darauf an, ob die staatlichen 
Maßnahmen im Ergebnis dazu führen, dass der Eintritt eines die asylrechtlich relevante Intensität erreichenden 
Nachteils aus der von dritter Seite ausgehenden Verfolgung nicht mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu 
erwarten ist (VwGH 21.12.2006, 2003/20/0550). 
 

Dass mit einem Schutz durch die Polizei nicht zu rechnen ist, ergibt sich aus der mangelnden Unterstützung der 
Polizei beim mehrmaligen Versuch der Anzeigeerstattung aufgrund der erfolgten Verfolgungshandlungen. Auch 
hatte die Familie der Beschwerdeführerin trotz Beschwerde keinerlei Unterstützung durch die Staatsanwaltschaft 
des Herkunftsstaates erhalten. Insofern kann der Beschwerdeführerin auch nicht vorgeworfen werden, dass sie 
sich in weiterer Folge nicht an die Polizei gewandt hat. Es ist keinesfalls davon auszugehen, dass die 
nationalistischen und islamistischen Gruppierungen in Kirgisistan davon Abstand nehmen, die gegen die Familie 
der Beschwerdeführerin gesetzten Verfolgungshandlungen zu wiederholen. 
 

Im Hinblick darauf, dass die Beschwerdeführerin - wie bereits ausgeführt - keinesfalls mit einem effektiven 
staatlichen Schutz rechnen kann, ist nicht davon auszugehen, dass die Beschwerdeführerin die Möglichkeit hat in 
irgendeinem Teil von Kirgisistan Schutz vor der gegenständlichen Verfolgung zu finden, weshalb die Annahme 
einer innerstaatlichen Flucht- bzw. Schutzalternative ausscheidet. 
 

Zusammenfassend ist daher festzuhalten, dass der Beschwerdeführerin bei einer Rückkehr nach Kirgisistan mit 
sehr hoher Wahrscheinlichkeit Eingriffe von sehr hoher Intensität in ihre zu schützende persönliche Sphäre 
(Leben, Gesundheit, Freiheit) aus einem in der GFK angeführten Verfolgungsgrund drohen. 
 

Der Beschwerde war daher Folge zu geben und der Beschwerdeführerin letztlich Asyl zu gewähren. 
 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 


